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Entwurf eines Budgetbegleitgesetzes 2027-2028; Stellungnahme des 

Bundesministeriums für Justiz 

Das Bundesministerium für Justiz nimmt zu dem im Betreff genannten Vorhaben wie folgt 

Stellung: 

Zu Art. 39 (Haftungsgesetz-Kärnten): 

Der Entwurf enthält in Z 4 eine weitgehende Änderung der Vollzugsklausel in § 6 

Haftungsgesetz-Kärnten. 

Die vorgeschlagene alleinige Zuständigkeit der Bundesministerin für Justiz für die 

Vollziehung des neuen § 1a Haftungsgesetz-Kärnten wird abgelehnt. Im Hinblick auf die 

Zuständigkeit der Gerichte für die Firmenbucheintragung könnte allenfalls eine 

Einvernehmenszuständigkeit zwischen dem Bundesminister für Finanzen und der 

Bundesministerin für Justiz vorgesehen werden. 

Ebenfalls abgelehnt wird die Zuständigkeit der Bundesministerin für Justiz für die 

Vollziehung des gesamten § 2 des Haftungsgesetzes-Kärnten. § 2 des Haftungsgesetzes-

Kärnten sieht neben einer Gerichtsgebührenbefreiung auch eine Befreiung von nicht in den 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Justiz fallenden Abgaben vor. Wie bisher 

kann der Bundesministerin für Justiz in diesem Zusammenhang daher nur die 

Vollzugskompetenz „hinsichtlich der Befreiung von Gebühren nach dem 

Gerichtsgebührengesetz“ zukommen. 
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18. Juni 2026 

Für die Bundesministerin: 

Mag. Brigitte Schuster 

Elektronisch gefertigt 
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